
A) FESTSETZUNGEN durch Planzeichen 

Grenzen des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes 

Bereich der 1. Änderung 

Art der baulichen Nutzung 

Allgemeines Wohngebiet (§4 BauNVO) 

Maß der baulichen Nutzung 

E + 1 2 Vollgeschoße -als Höchstgrenze- 

GRZ = Grundflächenzahl (Verhältnis der höchstz 
überbaubaren Grundfläche r Gr^- tücks 

u lass 

GFZ = Geschoßf lächenzahl (Verhältrii s der höchst 'ulässige' 
Geschoß! lache zur Grüns * »cksfl iche) 

A nur Einzelh äuser ( 
1 Einliegerwohnung pro Hau; } 

Einzel- oder Doppelhaus röglir' 
und 1 Einliegerwohnung ) Hau. 

1 vvohnung 

an nu • 

und 

offene Bauweise (§22 Abs.. i auN 

Baulinien, Baugrenzen , Bauweise , Baugestaltung : 

_ Baugrenze (die nicht schri werd* 

^_> Firstrichtung 

Satteldach 

Dachneigung 

Baukörper mit L/B » 5/4 

£) 

SD/\ 

DN 23-28° 

B 

H 
Hg 

IzH 

Tiefe d. Abstandsfl. = Wandhöhe 1 yfiai 
" " " = Gie; mlwandhöhe f Art.' 

halbe Wandhöhe , jedoch mmd. 3.o m 

SONSTIGES : B ) TEXTFESTSETZUNGEN ,,TT3 

LILJ 

^oppelyaragen 

iaragen/S teilt ;lätze f 

-Grenzbebauung 
zwingend- 

(Ausnahme Pa r zel len-Nr . 4 , .Io) 

Sichtdreieck + Maßzahl in Meter 

zu erhaltende Bäume 

zu pflanzende Bäume 

i lafostation 

ilache f"r Fischweiher 

AUirabuny zwingend,auf natür 
; -• r vo. .dene • ländehön 

ht , 

renzung unterschieu.ichei Nutzung 

1. 

1.1 

2. 

2.1 

2.2 

2.3 

3. 

3.1 

3.2 

Art der Nutzung - Allgemeines Wohngebiet (WA) 

Wohngebäude dürfen nicht mehr als 2 Wohnungen 
haben. (§4 Abs.4 BauNVO) 

Mindestgröße des Baugrundstückes; 

550cIm für Einzelhäuser 

260qm für Doppelhaushälften 

Die Grundstück Nr. 1o kann im Einvernehmen mit der 
Gemeinde mit einem Doppelhaus bebaut und dafür 
nochmals geteilt werden. 

Bauweise, überbaubare Flächen, Eichtdieiecke 

Garagen sind nur auf den hierfür festgesetzten 
Flächen zulässig.Ausnahmen innerhalb der blauen 
Baugrenze können zugelassen werden. 

Die Sichtdreiecke sind von baulichen Anlagen und 
von Anpflanzungen mit einer Höhe von mehr als 
0,80 m über Oberkante Straßenmitte freizuhalten. 
Zulässig sind jedoch hochstämmige Bäume mit einem 
Kronenansatz über 2,80 m. 

5.2 

5.20 

5.21 

s.3 

5.50 

.31 

Einfriedungen 
l,oo üt Höhe der Einfriedung an allen Grundstücks- 

grenzen 

'•laschend r ahtzäune sind mit Hecken zu hinterpflanzen 

Im Bereich der Sichtdreiecke sind die Festsetzungen 
nach Absatz 3.2 einzuhalten. 

Baus tolle und Farben 

Für Außenwände sind verputzte Mauerflächen und 
Fläc n mit iiolzverschulung zulässig. 
Holzverschalungen sind hell-bis mittelbraun zu 
lasierer . undumverSchalung im EG bzw.OG sind un- 

.1 lässig. 

Das Dacheindeckungsmaterial soll ziegelrot bis 
Lutoraune ui erflachen haben. 
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HINWEIS E 

Bestehende Hauptgebäude 

Bestehende Nebennebäude 

Grundstücksqrenzen bestehend 

Grundstücksgrenzen aufzubeben 

Gruodstücksteilunq 

\ aßzahl 

KV-Freileitunq der 1AW 

Parzellen Nr. 

Höhenlinien über NN 

Flurstücks Nr. 

Freileitgng-Strom, der TAW- wird abgebaut 

Zum Schutz der angrenzenden Flächen sind für 
Pflanzunnen die Art.71 ff des Raver.Ausführunos- 
neset/es zum Pürnerliehen Gesetzbuch einzuhalten. 
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VERKEHRSFLACH EN 
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• ntlic. ’ Verkeh: , ächen -Bestand 

öffentliche Vt: nrsflucnen -Au. .u- 

■ . jßo’ ; : ; ren. s 1.in *• 

i agenstau: im 
laßer.-.eiu ,e Einfriedung unzuläss i 

Zu ;nd Ausfahrt nicht ml 

Radius mindest, in • ter 

ussio 

4 . 

4.1 

4.2 

5.0 

5.ol 

5. ln 

5J2 

Bepflanzungsvorscurif ten 

Je 300 qm Grundstücksgröße ist mindestens ein hoch¬ 
wüchsiger Laubbaum zu pflanzen und zu unterhalten. 
Vorgärten sind gärtnerisch zu gestalten. 

Für vorgeschriebene Baumpflanzungen werden z.B. 
Ahorn, Buche, Kastanie, Birk, und ähnliche hei¬ 
mische Bäume gewünscht,dle bei Anpflanzung mög¬ 
lichst eine Mindestgröße von 2 m haben sollen. 

5.1/a 

5.14.0 

5.14.1 

5. J 5 

5.16 

5.17 

5.18 

'.unc -LL 
Baukö rper: 

Der Grundriß der Häuser 
Rechtecks (Seitenverhältr 
Der Dachfirst muß i 
laufen. 

’uß die Form e'nps länglichen 
> mindestens 5:4f aufweisen, 

ängsrichtung des Gebäudes ver- 

Der Erdpeschoßfiißboden darf über der von der Gemeinde 
festgesetzten Höhe rächt höher lieoen als* 

Für Wohnhäuser östlich der Siedlungsstraße: + O.oo m 
für d;e übrigen Wohnhäuser + 0,60 m 

Die c ußbodenhöheM (fok' der Wohnhäuser und Garaoen 
sind nach Hohenplan in der Fassung vom 10.4 1983, geändert am 14 2.1984, 
hezonen auf NNVestoAegt. 

Zu Grundstück 6, 8. ’o, 12 
417.00 m«üher NN festgeiegte Geländehnhe. (Auff; mng 
zwinoend). Die Anböschungen müssen sn erfolgen,daß 
keinerlei Stützmauern erforderlich sind. 
Mittlere Sockelhöhe max. o,6n m. Das Einzelmaß der 
SockeJhöhe darf l,o m nicht übersteigen. 

Der "Kniestock" darf alloemein O,4o m nicht überschreiten. 

Bei Häusern E + D darf dieser bis zu 1,25 m hoch sein: 
Gemessen vom Schnittpunkt d^r Außenwand mit der Ober¬ 
kante Sparren zur Oberkante Dachgeschnßrnhdecke. 

Die Baukörner sind so zu gestalten, daß ein ruhiger und 
geschlossener Eindruck entsteht. 

H 5,9o m - Wand hohe für Häuser E + j 
oemessen vnm Schnittpunkt der Außenwand mit per Ober¬ 
kante Dachsparren zur fqk. 

H 4,on m Wand höhe für die Häuser E + d 

'H 2,75 m Wand höhe für Garagen gemessen ab 
Hochpunkf des Testgelegten Geländes. 

Dachüberstand am Ortgang max. 0,8n m- 

Dachüberstand an der Traufe max.0,80 m: 

Voroehänot.e Balknne können,wenn s>e innerhalb der 
Baunrenzen liegen, mit einem Überstand bis max.0,25 m 
überdacht werden. 

3.4 

5.41 

.42 

5.43 

6.1 

6.2 

6. 

6.4 

Fen- \ r — ui. . r ö f 1 iiiuen 

1 ie Fenster- und Türöl 1nungen müssen zu einer aus- 
gev. nen C lerunc ier Fassaden beitragen. 
Fenster sinu als stenende Rechtecke auszubilden, 
der ei.. senk; nte Sprossen harmonisch zu unter- 

glH lern. Unterschiedliche Größen müssen zumindest 
gle ichgeneig 1 <■ Diagonalen aufweisen. Viele verschie¬ 
be F terformen sind zu vermeiden. 

Fenster-und Türöl1nungen dürfen nur in der Weise 
itite .oder . ounder werden,daß sie zusammen ein 
einheitliches RechtecK bilden. • 

Pro Hauss'ite sind höchstens 2 Dachflächenfenster 
mif einer • ■ nnnrößp von höchstens 1,20 qm zulässig. 

GAKn>’.EN He an der Grundstücksgrenze zusammengebaut 
... rder., sind trauf-, First- und gestaltungsgleich 
auszubilden. 

Ga - FD - Dach:.- igung für Garagen 3° max. oder 
-sofern sie im unmittelbaren Anbau an das Haupt¬ 
gebäude errichtet werden- können Dachform und Dach¬ 
neigung diesem angeylichen werden. 

Garagen £-£13 sind in Dachform dem Hauptgebäude 
anzugleichen. 

Ortgangverkleidunyen müssen gestrichene Oberflächen 
haben. 

D.. VERFAHRENSHINWEISE 

Der Gemeinderat POLLING hat am 25. Juni 1987 
die l.Änderuno des Behauunasplanes 

"GRÜNBACH-SÜD" 
und die Begründung im vereinfachten Verfahren 
nach §13 Bundesbaugesetz als SATZUNG 
beschlossen. 

Die Stellungnahmen von Beteiligten wurd£ 
Anreaungen und Bedenken behandelt. 

Rolli / den /IS. 09. 

Die vereinfachte Änderung wurdp mit Bescheid 
des Landratsamtes vom f^AZ. 35fjfc 
□e ne hm i qt. ^ ^ '* ***' 

yJ98fi 
nn 

Rambold 
Landrat 

Der Bebauunosolan mit Begründung wurde 
yfS. OS- öffentlich bekannt gemacht. 

Nit der Bekanntmachuno wurri der Bebauunosolan 
rechtsverbindlich. 

st 

pq!irin, den *2cP. ■'IO. 

GEMEINDE POLLING 
BEBAUUNGSPLAN NR. 15 

GRÜNBACH SÜD 
M, 1 : 1000 

^ÄNDERUNG vom 25,6,87 
Jx Ausfertigung 

PLAN FERTIGER 

J- 

HANNES STADLER 
DIPL-ING. (FH) ARCHITEKT 
B ahnhoff ilßweg 15. Tel. 5919 

8260 MÜHLDORF/INN 

BP 33 ODA 



Abdru ük 

Landratsamt Mühldorf a. Inn 

Landratsamt Mühldorf a. Inn • Postfach 409 • 8260 Mühldorf a. Inn 

Gemeinde Polling 

8261 Polling 

Ihre Zeichen Ihre Nachricht vom 

Bitte bei Antwort angeben 

Unser Zeichen 

Sg. 35/4 
H. Leitner 

Durchwahl-Nr. 

“E (0 86 31) 69 - Zimmer-Nr. 

Nebenstelle4 67 256 

Mühldorf a. Inn 

12.08.87 

1. Änderung des Bebauungsplanes "Grünbach-Süd" 

Anlagen: 1 Verfahrensakte 
1 Empfangsbestätigung 

Das Landratsamt Mühldorf a. Inn erläßt folgenden 

Bescheid: 

Die am 25-06.1987 als Satzung beschlossene 1. Änderung des Be¬ 

bauungsplanes "Grünbach-Süd" wird in der Planfassung vom 25-06.1987 

genehmigt: 

Gründe: 

Die Gemeinde Polling hat den Bebauungsplan "Grünbach-Süd" im 

vereinfachten Verfahren nach § 13 BBauG geändert. Zwei Beteiligte 

haben der Änderung widersprochen. Die Änderung ist deshalb geneh¬ 

migungspflichtig (siehe § 13 Satz 3 BBauG und § 233 Abs. 3 BauGB). 

Die Genehmigung war zu erteilen, da das Änderungsverfahren ord- 

_nungsgemäß durchgeführt wurde und die Festsetzungen den Vorschrif¬ 

ten entsprechen (siehe § 11 BBauG). 

Besuchszeiten 

Mo. - Fr. 8.00 - 12.00 Uhr 

14.00 - 16.00 Uhr 

Dienstgebäude 

Töginger Straße 18 

Mühldorf a. Inn 

Fernsprecher 

(Vermittlung) 

(0 86 31) 69-1 

Telei 

05 6 793 

Iramu d 

Konten 

Kreissparkasse Mühldorf a. Inn (BLZ 711 510 20) Nr. 224 

Postgiroamt München (BLZ 700 100 80) Nr. 188 10-804 
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Die Genehmigung ist ortsüblich bekanntzumachen. Ein Hinweis 

•auf § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 und Abs. 4 BauGB (vgl. § 44 

Abs. 5 BauGB) sowie ein Hinweis auf die Rechtsfolgen des § 214 

BauGB sind in die Bekanntmachung aufzunehmen. Der Änderungs¬ 

plan ist mit der Begründung zu jedermanns Einsicht bereitzu¬ 

halten; über den Inhalt ist auf Verlangen Auskunft zu geben. In 

der Bekanntmachung ist darauf hinzuweisen, wo der Bebauungsplan 

eingesehen werden kann. 

Rechtsbehelfsbelehrung 
. „ • „ r Q „ Rocr-h^irt miete Verfüqunq/Anordnung) kann binnen eines Monats nach seiner (ihrer) Bekanntgabe 

Die Frist ist auch gewahrt, wenn der Widerspruch rechtzeitig bei der Regierung von Oberbayern. Max.m.lianstraße 39. 8000 München 22, 

stelle dieses Gerichts erhoben werden. __ 
Die Klage kann nicht vor Ablauf von drei Monaten seit der Einlegung des Widerspruchs erhoben werden, außer wenn wegen besonderer 

umstände des Falles eine kürzere Frist geboten ist. 

der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift beigefugt werden. 
Der Klage und allen Schriftsätzen sollen.9... Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden. 

Abdruck 
an Sg. 37/2 Herrn Beck 
mit 1 Änderungsplan — 
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Landratsamt Mühldorf a. Inn 

Landratsamt Mühldorf a. Inn • Postfach 409 • 8260 Mühldorf a. Inn 

Gemeinde Polling 

8261 Polling 

Bitte bei Antwort angeben Durchwahl-Nr. 

ihre Zeichen Ihre Nachricht vom Unser Zeichen ® (0 86 31) 69 - Zimmar-Nr. Mühldorf a. Inn 

Sg. 35/4 Nebensteiie467 256 12.Ö8.87 
H. Leitner 

1. Änderung des Bebauungsplanes "Grünbach-Süd” 

Anlagen: 1 Verfahrensakte 
1 Empfangsbestätigung 

Das Landratsamt Mühldorf a. Inn erläßt folgenden 

Bescheid: 

Die am 25.06.1987 als Satzung beschlossene 1. Änderung des Be¬ 

bauungsplanes "Grünbach-Süd” wird in der Planfassung vom 25.06.1987 

genehmigt: 

Gründe: 

Die Gemeinde Polling hat den Bebauungsplan "Grünbach-Süd” im 

vereinfachten Verfahren nach § 13 BBauG geändert. Zwei Beteiligte 

haben der Änderung widersprochen. Die Änderung ist deshalb geneh¬ 

migungspflichtig (siehe § 13 Satz 3 BBauG und § 233 Abs. 3 BauGB) . 

Die Genehmigung war zu erteilen, da das Änderungsverfahren ord- 

—nungsgemäß durchgeführt wurde und die Festsetzungen den Vorschrif¬ 

ten entsprechen (siehe § 11 BBauG). 

Dienstgebaude 

Toginger Straße 18 

Mühldorf a. Inn 

Besuchszeiten 

Mo. - Fr. 8.00 - 12.00 Uhr 

14.00 - 16.00 Uhr 

Fernsprecher 

(Vermittlung) 

(0 86 31) 69-1 

Telei Konten 

05 6 793 Kreissparkasse Mühldorf a. Inn (BLZ 711 510 20) Nr. 224 

Iramu d Postgiroamt München (BLZ 700 100 80) Nr. 188 10-804 
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Die Genehmigung ist ortsüblich bekanntzumachen. Ein Hinweis 

•auf § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 und Abs. 4 BauGB (vgl. § 44 

Abs. 3 BauGB) sowie ein Hinweis auf die Rechtsfolgen des § 214 

BauGB sind in die Bekanntmachung aufzunehmen. Der Änderungs- 

plan ist mit der Begründung zu jedermanns Einsicht bereitzu¬ 

halten; über den Inhalt ist auf Verlangen Auskunft zu geben. In 

der Bekanntmachung ist darauf hinzuweisen, wo der Bebauungsplan 

eingesehen werden kann. 

Rechtsbehelfsbelehrung 
_ „ „ „ „ - _ , _ _ o = (diese Verf liqung/Anordnung) kann binnen eines Monats nach seiner (ihrer) Bekanntgabe 

(Zus9tellunqV Wider s p r u c h erhoben werden. Fällt der letzte Tag der Frist auf einen Sonntag, einen am Erklärungs- oder Le.stungsorte 

Die Frist ist auch gewahrt, wenn der Widerspruch rechtzeitig bei der Regierung von Oberbayern. Max.m.l.anstraße 39. 8000 München 22. 

stelle dieses Gerichts erhoben werden. _,_ 
Die Klage kann nicht vor Ablauf von drei Monaten seit der Einlegung des Widerspruchs erhoben werden, außer wenn wegen besonderer 

Umstände des Falles eine kürzere Frist geboten ist. 

der angefochtene Bescheid soll in Urschrift oder in Abschrift be.gefügt werden. 
Der Klage und allen Schriftsätzen sollen.9... Abschriften für die übrigen Beteiligten beigefügt werden. 

t 
Regierungsrat 

Abdruck 
an Sg. 37/2 
Herrn Beck 
mit 1 Änderungsplan 



Vollzug des Baugesetzbuches; 
1. Änderung des Bebauungsplanes Grünbach-Süd 

Das Landratsamt Mühldort a. Inn hat die vom Gemeinderat Polling am 

25.06.1987 als Satzung beschlossene 1. Änderung des Bebauungsplanes 

Grünbach-Süd, Planfassung vom 25.06.1987, mit Schreiben vom 12.08.1987, 

genehmigt. 

Der Änderungsplan liegt in der Geschäftsstelle der Verwaltungsge¬ 

meinschaft Polling, Rathausstr. 16, während der Dienstzeit zur all¬ 

gemeinen Einsicht bereit (§ 12 Satz 1 Baugesetzbuch), über den Inhalt 

des Änderungsplanes wird in dieser Behörde Auskunft' gegeben. Eine Ver¬ 

letzung der in § 214 Abs. 1 Nr. 1 und 2 bezeichneten Verfahrens- und 

Formvorschriften ist unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jah- 

^'es seit Bekanntmachung dieses Änderungsplanes geltend gemacht worden 

ist. Eine Verletzung von Mängeln der Abwägung ist unbeachtlich, wenn 

"sie nicht innerhalb von 7 Jahren seit Bekanntmachung des Änderungsplanes 

geltend gemacht worden ist. Der Sachverhalt, der die Verletzung be¬ 

gründen soll, ist darzulegen. 

Personen, die durch die Änderung des Bebauungsplanes einen Vermögens¬ 

nachteil, im Sinne der §§ 39, 40, 41, 42, 43 Baugesetzbuch, erleiden, 

haben einen Anspruch auf Entschädigung. Dieser kann dadurch geltend 

gemacht werden, daß der Geschädigte seinen Anspruch schriftlich bei 

der Gemeinde Polling geltend macht ( § 44 Abs. 3 Satz 2 Baugesetzbuch). 

^Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn er nicht innerhalb von 3 Jah- 

ren nach Ablauf des Kalenderjahres,in dem die Vermögensnachteile ein- 

^^etreten sind, geltend gemacht wird. 

Mit dieser Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan in Kraft und wird 

rechtsverbindlich (§ 12 Satz 4 Baugesetzbuch). 

Pol1ing 

Kß cooct" o«aa<f Tion Q,lim rir 020-oaS 
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